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Liebe Leserinnen und Leser, 
 

die Vorweihnachtszeit hat begonnen mit dem üb- 
lichen Jahresendstress. Aus unserer Kanzlei gibt es 
erfreuliches zu vermelden. 

 
� Zuwachs in der Partnerschaft 

 

Ab 01.01.2014 wird Steuerberaterin, Frau Sabine 
Feilbach, Partnerin  in unserer Partnerschaft. Frau 
Feilbach ist ja bereits seit Herbst 2012 in der Büroge- 
meinschaft mit der PHC  verbunden. Ihre Einfüh- 
rung entnehmen Sie bitte der folgenden Seite 2. 

 
� PHC konnte neue Mitarbeiter gewinnen 

 

Am 01.10.2013 haben wir Frau Christina Köllmann 
und zum 01.11.2013 Frau Silvia Pötsche als neue 
Mitarbeiterinnen gewinnen können. Sie sind beide 
ausgebildete Steuerfachangestellte, allerdings mit un- 
terschiedlichem beruflichen Werdegang. 

 

Auch Frau Isabell Winkler, gelernte Versicherungs- 
fachfrau, ist zu einer festen Größe in unserem Büro 
geworden. Sie ist seit dem 01. Februar 2013 als stun- 
denweise Aushilfskraft eingestellt worden und seit 
dem 01. August 2013 als Halbtagskraft für uns tätig. 
Ihr Aufgabengebiet ist neben allgemeinen Büroar- 
beiten insbesondere auch die tatkräftige Unterstüt- 
zung von Frau Schneegans im Bereich Lohn. 

 

 
 

Ein turbulentes Jahr 2013 schließt damit und ver- 
schafft eine gute Basis für eine erfolgreiche Entwick- 
lung und eine gute Zusammenarbeit für das Jahr 
2014 

 

Ich wünsche Ihnen liebe Leserinnen und Leser noch 
ein geruhsames Weihnachtsfest und ein erfolgreiches 
Jahr 2014. 

 

 
 

Es grüßt Sie PHC Partnerschaft Haverkamp & Coll. 
 

 
 

Ernst Ulrich Haverkamp 
 

Hannover, im Dezember 2013 

 
Christina Köllmann B.A. 

 
Steuerfachangestellte 

 
(Finanzbuchhaltung, Steuerer- 
klärungen, Jahresabschlüsse) 

 
 

Kurz und persönlich 
 

 
 
Was ich mal werden wollte: 

Archäologin, Gerichtsmedizinerin, 

Was ich mag: 

Fahrrad fahren, lesen, reisen, Musik 
 
Was ich nicht mag: 

Arroganz, Gewalt 

Mein Motto: 

It`s never too late 
 

Pötschke Silvia 
 
Was ich mal werden wollte 
 
Steuerfachangestellte 
 
Was ich mag 
 
Garten, Reisen, Lesen 

Was ich nicht mag 

Unzuverlässigkeit, Gewalt 

Mein Lebensmotte 

Lebe das Leben bevor es zu spät ist 
 

Isabell Winkler 
 

Was ich mal werden wollte : 
 

Visagistin oder 
Schauwerbegestalterin 

 
Was ich mag : 

 
Tanzen, Musik , Zumba 

und ganz wichtig meine 2 Kinder 
 

Was ich nicht mag : 

Unehrlichkeit, Streiten, Gewalt 

Mein Lebensmotto: 

Lebe, und denke nicht an morgen! 
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Aller guten Dinge sind zwei…. 
 
 
 

Nach  dem  Ausscheiden von Christian  Schaper 
zum 30. Juni 2011 sind Herr Haverkamp und ich 
übereingekommen, zukünftig gemeinsam im Inte- 
resse der Mandanten der PHC tätig zu werden. 

 

 
 

Einigen Mandanten  bin ich bereits durch meine 
Tätigkeit im Rahmen der seit dem 1. Januar 2013 
bestehenden Bürogemeinschaft oder auch vom 
Tag der offenen Tür 2012 bzw. 2013 bekannt. 

 

 
 

Ich habe meine Laufbahn im gehobenen Dienst 
der Finanzverwaltung begonnen und in Rahmen 
dieser Tätigkeit  mein Studium an der Fachhoch- 
schule für Finanzen in Nordkirchen in 1990 als 
Diplom Finanzwirtin abgeschlossen. Nach  einer 
kurzen Tätigkeit in der Finanzverwaltung Nordr- 
hein-Westfalen bin ich aus dem Beamtenverhält- 
nis ausgeschieden, um zunächst bei einem mittel- 
großen Steuerberatungsbüro, später dann bei einer 
der „Big Four“ Gesellschaften in der Steuerabtei- 
lung tätig zu sein. Dort war ich – nach meiner Be- 
stellung zur Steuerberaterin - bis 2005 leitend tä- 
tig. Seit 2005 war ich zunächst in einer 
Partnerschaftsgesellschaft selbständig tätig,    ab 
dem 1. Januar 2013 in Bürogemeinschaft mit der 
PHC Partnerschaft Haverkamp & Coll. 

Ab dem 1. Januar 2014 werde ich als Partnerin der 
PHC Partnerschaft Haverkamp & Coll. das Team 
um Herrn Haverkamp mit meiner langjährigen 
Berufserfahrung im nationalen und internationa- 
len Steuerrecht verstärken, um das Kanzleimotto 
„Wir erledigen das“ in die Tat umzusetzen. 
 

 
 
Ich freue mich, zukünftig auch mein Wissen für 
Ihren Erfolg einsetzen zu können. 

Hannover, im November 2013 

Ihre Sabine Feilbach 
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Neues Reisekostenrecht für Arbeitnehmer 
ab 2014 

 
 

Zum  01. Januar 2014 treten  Neuregelungen im 
steuerlichen Reisekostenrecht in Kraft. Für Ar- 
beitgeber empfiehlt es sich, die bisherige Praxis zu 
überprüfen und gegebenenfalls anzupassen. 

 

Auch nach dem neuen Reisekostenrecht ist für die 
steuerliche Geltendmachung  bzw. steuerfreie 
Zahlung von Reisekosten das Vorliegen einer be- 
ruflichen Auswärtstätigkeit weiterhin zwingende 
Voraussetzung. Diese liegt vor, wenn der Arbeit- 
nehmer vorübergehend außerhalb seiner Woh- 
nung und der „ersten Tätigkeitsstätte“ tätig wird. 

 

Von zentraler Bedeutung bei den Änderungen ist 
zukünftig die gesetzliche Definition der ersten 
Tätigkeitsstätte in § 9 Abs. 4 EStG  n. F. Diese 
ersetzt den Begriff der regelmäßigen Arbeitsstätte 
und ist damit ausschlaggebend für die Entschei- 
dung, ob die Entfernungspauschale bzw. die 0,03 
%-Regelung oder Reisekosten berücksichtigt wer- 
den können. Zu  den Reisekosten, die als Wer- 
bungskosten/Betriebsausgaben geltend gemacht 
bzw. steuerfrei erstattet werden können, zählen 
wie bisher Fahrtkosten, Verpflegungsmehrauf- 
wand, Übernachtungskosten und Reisenebenkos- 
ten. 

 
Die Details: 

I . Fahrtkosten 
 

Für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätig- 
keitsstätte kann weiterhin nur der beschränkte 
Werbungskostenabzug in Form der Entfernungs- 
pauschale in Höhe von 0,30 € pro gefahrenen Ki- 
lometer geltend gemacht werden (§ 9 Abs. 1 Satz 
3 Nr. 4 EStG  n. F.). Im Umkehrschluss bedeutet 
dies, dass für alle Fahrten zu anderen bzw. weite- 
ren Tätigkeitsstätten die tatsächlichen Aufwen- 
dungen oder pauschale Kilometersätze nach dem 
Bundesreisekostengesetz angesetzt werden dürfen 
(§ 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4a EStG n. F.). 

1 .) Erste Tätigkeitsstätte 
Der Begriff „erste Tätigkeitsstätte ist in § 9 Abs. 4 
Satz 1 EStG n. F. definiert. Er ersetzt den Begriff 
der „regelmäßigen Arbeitsstätte“. 
 

Erste Tätigkeitsstätte ist danach jede ortsfeste be- 
triebliche Einrichtung  eines Arbeitgebers, eines 
verbundenen  Unternehmens  nach  §  15  AktG 
oder eines vom Arbeitgeber bestimmten Dritten, 
der der Arbeitnehmer dauernd zugeordnet ist. 
Festgelegt wird zugleich, dass je Dienstverhältnis 
nur eine erste Tätigkeitsstätte vorliegen kann (§ 9 
Abs. 4 Satz 5 EStG n. F.). Neu ist, dass zukünftig 
auch betriebliche Einrichtungen, die nicht dem 
Arbeitgeber gehören, erste Tätigkeitsstätte sein 
können und damit zum beschränkten Werbungs- 
kostenabzug führen können (zum Beispiel Tätig- 
keiten beim Kunden oder bei einem Tochterun- 
ternehmen). 
 

Eine Tätigkeit ist dauerhaft, wenn der Arbeitneh- 
mer an einer Tätigkeitsstätte unbefristet, für die 
Dauer des Dienstverhältnisses oder über einen 
Zeitraum von 48 Monaten hinaus tätig werden 
soll. Dem Zeitraum von 48 Monaten kommt be- 
sondere Betrachtung zu, gerade bei Projekten. 
Eine Verlängerung eines ursprünglich weniger als 
48 Monate langen Zeitraums führt nicht zu einer 
Zusammenrechnung, da für die Beurteilung allein 
die prognostizierte Dauer der Tätigkeit entschei- 
dend ist. 
 

Vorrangig soll die Zuordnung  zur ersten Tätig- 
keitsstätte durch den Arbeitgeber gelten. Die Zu- 
ordnung kann der Arbeitgeber durch arbeits- und 
dienstrechtliche Weisungen bzw. Verfügungen 
vornehmen. Dazu zählen alle schriftlichen Verein- 
barungen und Weisungen (wie z. B. Arbeitsverträ- 
ge, Dienst- oder Betriebsvereinbarungen, Vermer- 
ke, Einsatzpläne) aber auch mündliche Abspra- 
chen. 
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2 .) Fehlen einer Zuordnung – quantitative 
Kriterien 

Die Zuordnung  durch den Arbeitgeber ist nicht 
zwingend vorgeschrieben. Vielmehr hat der Ar- 
beitgeber die Freiheit, durch die Zuordnung mög- 
liche  Reisekostenerstattungen  zu  regeln.  Fehlt 
eine Zuordnung des Arbeitgebers, greifen quanti- 
tative Kriterien zur Bestimmung der ersten Tätig- 
keitsstätte. Diese liegt bei fehlender Zuordnung 
vor, wenn der Arbeitnehmer an einer Tätigkeits- 
stätte  typischerweise arbeitstäglich oder  je Ar- 
beitswoche 2 volle Arbeitstage oder mindestens 
1/3 seiner vereinbarten regelmäßigen Arbeitszeit 
tätig werden soll (§ 9 Abs. 4 Satz 4 EStG n. F.). 

 
3 .) Mehrere in Betracht kommende 

Tätigkeitsstätten 
Kommen mehrere Tätigkeitsstätten  als erste Tä- 
tigkeitsstätte in Betracht (zum Beispiel, weil der 
Arbeitnehmer mehreren Tätigkeitsstätten zuge- 
ordnet ist oder auch die anzuwendenden zeitli- 
chen Kriterien auf mehrere Tätigkeitsstätten pas- 
sen), regelt § 9 Abs. 4 Satz 6 EStG n. F., dass „ers- 
te Tätigkeitsstätte“ diejenige ist, die der Arbeitge- 
ber bestimmt. Unterlässt der Arbeitgeber auch 
diese Bestimmung, so ist die der Wohnung örtlich 
am nächsten liegende Tätigkeitsstätte maßgebend 
(§ 9 Abs. 4 Satz 7 EStG n. F.) 

 

Auf den möglichen qualitativen Schwerpunkt der 
Tätigkeit des Arbeitnehmers kommt es zukünftig 
nicht mehr an. Der Gesetzgeber hat sich gegen die 
Aufnahme dieses Kriteriums wegen der Streitan- 
fälligkeit entschieden. Damit  verliert die Recht- 
sprechung des Bundesfinanzhofs, im Zusammen- 
hang mit dem Schreiben des Bundesfinanzminis- 
teriums (BMF) vom 15. Dezember 2011, zum 1. 
Januar 2014 seine Wirkung. 

 
4 .) Sonderfall: Weitläufiges Arbeitsgebiet 
Neu ist, dass für den Fall eines weitläufigen Ar- 
beitsgebietes der Arbeitnehmer für Fahrten  von 
seiner Wohnung zu einem bestimmten Punkt die- 
ses weitläufigen Arbeitsgebietes nur die Entfer- 
nungspauschale ansetzen kann. Dies  gilt, wenn 
der Arbeitnehmer: 

 

� diesen Ort  nur  aufsucht, um  von dort  aus 
seine Auswärtstätigkeit aufzunehmen (z.B. 
Fahrten zu einem Busdepot) oder 

� in einem weiträumigen Gebiet  tätig ist, das 
er immer wieder von ein und demselben Zu- 
gang betritt (z.B. Briefzusteller, Forstarbeiter) 

 

Angesetzt werden die Fahrten von der Wohnung 
bis zum Zugang zu dem weitläufigen Arbeitsge- 
biet. Für alle Fahrten innerhalb des weitläufigen 
Arbeitsgebiets oder für Fahrten von der Wohnung 
zu einem weiter entfernten Zugang sind die tat- 
sächlichen Aufwendungen oder die pauschalen 
Kilometersätze nach dem Bundesreisekostenge- 
setz zu berücksichtigen. 
 
5 .) Beispiele Fahrtkosten 
a .)  A ist Arbeitnehmer und ist drei Tage in der 
Woche im Büro seines Arbeitsgebers und an den 
übrigen Tagen in der Woche auf zwei Baustellen 
eingesetzt. Eine Zuordnung durch seinen Arbeit- 
geber ist nicht erfolgt. 
 

=> Erste Tätigkeitsstätte ist das Büro seines Ar- 
beitgebers 
 

b .) A ist Filialleiter und betreut fünf Filialen. Sein 
Arbeitgeber hat arbeitsrechtlich keine erste Tätig- 
keitsstätte zugeordnet. A ist an jeder Filiale einen 
Tag tätig. 
 

=> Da  weder eine Zuordnung  erfolgt ist, noch 
eine Zuordnung nach quantitativen Kriterien 
möglich ist, gilt die Filiale, die am dichtesten an A 
seiner Wohnung  liegt, als erste Tätigkeitsstätte; 
alle Fahrten zwischen weiteren Filialen gelten als 
Dienstreisen. 
 

 
 
II . Verpflegungsmehraufwand 

(Tagegeld) 
 
 
 
1 .) Verpflegungspauschalen 
Das bisherige 3-stufige System der Pauschbeträge 
für Verpflegungsmehraufwendungen wird aufge- 
geben zugunsten  eines 2-stufigen Systems. Der 
bisherige niedrigste Pauschbetrag in Höhe von 6 
Euro  für Abwesenheitszeiten von mindestens 8 
Stunden bis maximal 14 Stunden entfällt vollstän- 
dig. Folgende Pauschalen können gemäß § 9 Abs. 
4a EStG  n. F. künftig steuerfrei gezahlt bzw. als 
Werbungskosten/Betriebsausgaben abgezogen 
werden: 
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� bei eintägigen Auswärtstätigkeiten  ab einer 
Abwesenheit von mehr als 8 Stunden 

 

=> 12,00 € 
� bei mehrtägigen Auswärtstätigkeiten für den 

An- und Abreisetag (gleich welcher Dauer) 
 

=> 12,00 € 
� bei   Auswärtstätigkeiten   mit   24-stündiger 

Abwesenheit 
 

=> 24,00 € 
 

2 .) Mehrere Auswärtstätigkeiten an einem Tag 
Ist der Arbeitnehmer an einem Kalendertag 
mehrfach auswärtig tätig, sind die Abwesenheits- 
zeiten dieser Tätigkeiten zusammenzurechnen. 

 
3 .) Unterbrechungszeiten (Dreimonatsfrist) 
Bei der Dreimonatsfrist muss es sich bei der Un- 
terbrechungshandlung nicht mehr nur um berufli- 
che Tätigkeiten. Zukünftig ist es gleichgültig, ob 
der Arbeitnehmer aus privaten (wie zum Beispiel 
Krankheit, Urlaub) oder aus beruflichen Gründen 
seine Tätigkeit unterbricht. Voraussetzung ist, dass 
die Unterbrechung mindestens 4 Wochen dauert. 

 
4 .) Auslandstätigkeiten 
Für Auslandstätigkeiten geltend die für Inlands- 
reisen  dargestellten  Grundsätze   entsprechend. 
Die  Verpflegungspauschalen werden  aber  Län- 
derweise gestaffelt. Die  genauen Tagegelder für 
Auslandsreisen werden Mitte Dezember 2013 be- 
kannt gegeben. 

 
5 .) Beispiele Verpflegungsmehraufwendungen 
a .) Arbeitnehmer A tritt am ersten Tag seine In- 
landreise um 16 Uhr an und kehrt am übernächs- 
ten Tag um 18 zurück. Folgende Pauschalen kön- 
nen steuerfrei ersetzt bzw. als Werbungskosten 
angesetzt werden: 

 

erster Tag (Anreisetag) => 12,00 Euro 
zweiter Tag => 24,00 Euro 
letzter Tag (Abreisetag) => 12,00 Euro 

  48,00 Euro 

b .) Arbeitnehmer A führt am 10.01.2014 folgen- 
de Auswärtstätigkeit durch: 

 

� 9 Uhr bis 11 Uhr = Kundenbesuch in Wup- 
pertal (Reiseende im Betrieb) 
=> 2,00 Stunden 

� 15 Uhr bis 22 Uhr = Reisebeginn im Betrieb 
Kundenbesuch in Köln (Reiseende zu Hause) 
=> 7,00 Stunden 

� Summe 9,00 Stunden 
� Verpflegungsmehraufwendungen für die ein- 

tägige Reise => 12,00 Euro 
 

c .) Arbeitnehmer A ist beauftragt von Januar bis 
Juni 2014 bei einem Kunden einen Auftrag auszu- 
führen. Der Beschäftigte ist krankheits- bzw. ur- 
laubsbedingt im März für vier Wochen nicht be- 
rufstätig. 
 

Verpflegungsmehraufwendungen können  für die 
Monate Januar bis Februar steuerfrei erstattet bzw. 
als Werbungskosten  geltende  gemacht  werden. 
Die Unterbrechungsdauer im März beträgt min- 
destens 4 Wochen, so dass mit erneuter Aufnahme 
der Tätigkeit am Tätigkeitsort eine neue dreimo- 
natige Tagegeldfrist zu laufen beginnt. Für die 
Monate April, Mai und Juni besteht die Möglich- 
keit, Verpflegungsmehraufwendungen steuerfrei 
zu erstatten bzw. als Werbungskosten geltend zu 
machen. 
 

 
 
III .) Gestellung von Mahlzeiten 
 

Neu geregelt wird auch die steuerliche Behand- 
lung bei der Überlassung von Mahlzeiten an den 
Arbeitnehmer im Rahmen einer Auswärtstätig- 
keit. § 8 Abs. 2 Satz 8 EStG n. F. bestimmt, dass 
ab dem 01. Januar 2014 generell für angemessene 
Mahlzeiten, die ein Arbeitgeber (selbst oder von 
ihm veranlasst durch einen Dritten) dem Arbeit- 
nehmer anlässlich oder während der Tätigkeit au- 
ßerhalb der ersten Tätigkeitsstätte oder Wohnung 
zur Verfügung stellt, der Sachbezugswert anzuset- 
zen ist. Angemessen ist eine Mahlzeit, wenn die 
Kosten für diese 60,00 € nicht übersteigt (bisher 
maximal 40,00 €). Der Ansatz des Sachbezugs- 
wert unterbleibt, wenn für den Arbeitnehmer ein 
entsprechender Werbungskostenabzug nach § 9 
Abs. 4a EStG  n. F. (Verpflegungspauschalen) in 
Betracht käme (sog. Besteuerungsverzicht). 

Stattdessen muss der Arbeitgeber zukünftig die an 
den Arbeitnehmer zu zahlende Verpflegungspau- 
schale kürzen, wenn  er  oder  andere  ihm  eine 
Mahlzeit zur Verfügung stellt (§ 9 Abs. 4a Satz 8 
EStG  n. F.). Die Kürzung beträgt für ein Früh- 
stück 20 Prozent (4,80 €) und für ein Mittag- und 
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Abendessen jeweils 40 Prozent der Verpflegungs- 
kosten (9,60 €) für einen vollen Kalendertag, also 
24,00 €. Auf die Kürzung werden Eigenzahlungen 
des Arbeitnehmers angerechnet (§ 9 Abs. 4a Satz 
10 EStG n. F.). Zusätzlich hat der Arbeitgeber auf 
der Jahreslohnsteuerbescheinigung noch den 
Buchstaben „M“ zu bescheinigen. Werden keine 
Verpflegungspauschalen gezahlt, braucht  keine 
Kürzung für gestellte Mahlzeiten vorgenommen 
werden. Nur der Buchstabe „M“ muss bescheinigt 
werden. 

 

Der Arbeitnehmer kann bei entsprechender Er- 
stattung  von Verpflegungspauschalen durch den 
Arbeitgeber keinen Werbungskostenabzug (§  9 
Abs. 4a Satz 11 EStG n. F.) mehr geltend machen. 
Nur wenn der Arbeitnehmer seine Mahlzeiten 
während  der  Auswärtstätigkeit  selbst  bezahlt, 
kann er ungekürzte Verpflegungspauschalen vom 
Arbeitgeber erstattet bekommen. 

 

Werden dagegen vom Arbeitgeber Mahlzeiten zur 
Verfügung gestellt und sind die Voraussetzungen 
für eine Pauschale für Verpflegungsmehraufwand 
nicht erfüllt (z. B. weil die Abwesenheitszeit unter 
8 Stunden liegen oder nicht aufgezeichnet wur- 
den), muss der Sachbezugswert individuell oder 
nach § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1a EStG n. F. pauschal 
mit 25 Prozent versteuert werden. 

 

Beispiel 
 

Gestellung von Mahlzeiten 
 

Arbeitnehmer A ist auf einer dreitägigen Aus- 
wärtstätigkeit. Der Arbeitgeber hat zwei Über- 
nachtungen mit Frühstück gebucht und bezahlt. 
A erhält zusätzlich eine Verpflegungspauschale. 

 

=> Der Arbeitgeber muss keinen geldwerten Vor- 
teil versteuern. A kann folgende Pauschalen gel- 
tend machen: 
� Anreisetag                                12,00 Euro 
� Zwischentag                             24,00 Euro 
� Abreisetag                                 12,00 Euro 
� Kürzung für zwei Frühstücke    9,60 Euro 

 
(2 x 4,80 Euro) 

IV . Unterkunftskosten 
 
1 .) Bei längerfristiger Auswärtstätigkeit 
Übernachtungskosten die beruflich veranlasst und 
an anderen Tätigkeitsstätten außerhalb der ersten 
Tätigkeitsstätte entstehen, stellen weiterhin Wer- 
bungskosten dar und können vom Arbeitgeber 
steuerfrei erstattet werden (§ 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 
5a EStG n. F.). Für Auswärtstätigkeiten von kurz- 
fristiger Dauer dürfen die Aufwendungen für 
Übernachtung unbeschränkt abgezogen oder er- 
stattet werden. 
 

Neu dagegen ist, dass für längerfristige Auswärts- 
tätigkeiten an derselben Tätigkeitsstätte der Ab- 
zug bzw. die Erstattung  der Unterkunftskosten 
auf 1.000,00 Euro im Monat beschränkt wird. Ab 
dem 49. Monat an derselben Tätigkeitsstätte dür- 
fen nur maximal 1.000,00 Euro monatlich steuer- 
frei erstattet werden. 
 
2 .) Anwendung der 48-Monatsfrist 
Maßgeblich für den Beginn der 48- Monatsfrist 
ist der jeweilige Beginn der längerfristigen beruf- 
lichen Tätigkeit an derselben Tätigkeitsstätte im 
Inland. Dies gilt auch, wenn dieser vor dem 01. 
Januar 2014 liegt. Aus Vereinfachungsgründen ist 
es allerdings nicht zu beanstanden, wenn die ab- 
ziehbaren Übernachtungskosten erst ab dem ers- 
ten vollen Kalendermonat, der auf den Monat 
folgt,  in  dem  die  48-Monatsfrist   endet,  auf 
1.000,00 € begrenzt werden. 
 
3 .) Bei Doppelter Haushaltsführung 
Zukünftig dürfen die tatsächlich entstandenen 
Kosten für die Unterkunft im Rahmen der dop- 
pelten  Haushaltsführung  bis maximal 1.000,00 
Euro monatlich steuerfrei erstattet oder als Wer- 
bungskosten angesetzt werden (§ 9 Abs. 1 Satz 3 
Nr. 5 Satz 4 EStG n. F.). Unerheblich ist also wie 
groß die Wohnung  und wie hoch der Mietpreis 
pro  Quadratmeter   ist.  Der  Höchstbetrag   von 
1.000,00 Euro umfasst alle für die Unterkunft 
entstehenden Aufwendungen, wie z. B. Kaltmiete, 
alle Neben- und Betriebskosten, Miete für Park- 
plätze und Garagen bzw. Kosten für die Garten- 
nutzung. 
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Schwerpunktthema 
 

 

 
 
 

4 .) Beispiele Unterkunftskosten 
a .) Arbeitnehmer A hat seine Tätigkeit am 15. Juli 
2010 an einer auswärtigen Tätigkeitsstätte aufge- 
nommen  und  soll dort  bis zum  31. Dezember 
2015 tätig sein. 

 

=> Die 48-Monatsfrist beginnt am 16. Juli 2010 
und endet mit Ablauf des 15 Juli 2014. Nach Ab- 
lauf dieser Frist können grundsätzlich Übernach- 
tungskosten nur noch bis zur Höhe von 1.000,00 
€ berücksichtigt werden. Aus Vereinfachungs- 
gründen ist es jedoch nicht zu beanstanden, wenn 
diese Begrenzung der Übernachtungskosten erst 
ab dem ersten vollen Kalendermonat angewendet 
wird, der auf den Monat folgt, in dem die 48-Mo- 
natsfrist endet. Dies wäre dann ab August 2014. 

 

b .) Die Aufwendungen für die Nutzung der Un- 
terkunft (Miete inkl. sämtlicher Nebenkosten) 
durch  den  Arbeitnehmer  betragen bis zum  30. 
Juni 2014 monatlich 990,00 €. Ab dem 01. Juli 
2014 wird die Mietet um 20,00 € erhöht, so dass 
ab diesem Zeitpunkt die monatlichen Aufwen- 
dungen für die Nutzung der Unterkunft 1.010,00 
€ betragen. 

 

=> In den Monaten  Januar bis Juni können die 
Aufwendungen für die Nutzung  der Unterkunft 
in voller Höhe vom Arbeitgeber steuerfrei erstat- 
tet bzw. vom Arbeitnehmer als Werbungskosten 
geltend gemacht werden. 

 

=> Ab Juli ist die Beschränkung auf den Höchst- 
betrag von 1.000,00 € zu beachten. Es ist nach der 
Auffassung der der Finanzverwaltung zulässig, die 
übersteigenden Aufwendungen mit dem nicht 
aufgebrauchten Höchstbetrag der Monate Januar 
bis Juni zu verrechnen. 

Abzugshöhe 2014: 
 

1.010,00 € x 6 Monate 6.060,00 € 
990,00 € x 6 Monate 5.940,00 € 

 Gesamt: 12.000,00 € 
 
 
Abziehbar  sind  Aufwendungen  in  Höhe   von 
12.000,00 €, weil der nicht aufgebrauchte Höchst- 
betrag der Monate Januar bis Juni mit dem Zeit- 
raum Juli bis Dezember verrechnet wird. Ein Vor- 
trag nicht ausgeschöpfter Beträge über den Jah- 
reswechsel scheidet aber aus. 
 
 
 
V . Anwendung 
Die vorstehenden Änderungen sind ab dem 01. 
Januar 2014 anzuwenden. Die dargestellten Än- 
derungen beziehen sich ausschließlich auf die Be- 
handlung beim Arbeitnehmer. Für den unterneh- 
merischen Bereich ist von der Finanzverwaltung 
für Mitte Dezember 2013 ein weiteres BMF- 
Schreiben angekündigt. 
 

 
 
Haben Sie Fragen - sprechen Sie uns an. 
 

 
 
Ihr Marcus Faulhaber – Steuerfachangestellter bei 
PHC  Haverkamp & Coll. in Hannover 

im November 2013 
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Schwerpunktthema der KREISEL   4-2013 
 

 

 
 
 

Wahl der Einkommensteuer-Veranlagung 
bei Ehegatten / Lebenspartnern ab 2013 

 
Durch  das Steuervereinfachungsgesetz aus dem 
Jahr 2011 ergeben sich einige Neuerungen bei der 
Möglichkeit, die Art  der Veranlagung zur Ein- 
kommensteuer von Ehegatten zu wählen. Da ein- 
getragene Lebenspartnerschaften der Ehe gleich- 
gestellt ist, gelten die Bestimmungen für diese 
gleichermaßen. 

 

Ab dem Veranlagungszeitraum 2013 wird es zu- 
künftig nur noch vier Veranlagungsarten geben. 

 

Dabei handelt es sich um: 
� Einzelveranlagung mit Grundtarif 
� „Sondersplitting“ im Trennungsjahr 
� Witwensplitting 
� Zusammenveranlagung  mit  Ehegattensplit- 

ting 
 

Der Wegfall der „getrennten Veranlagung“ sowie 
der „besonderen Veranlagung“ im Jahr der Ehe- 
schließung hat zur Folge, dass Ehegatten zwischen 
der Einzelveranlagung und der Zusammenveran- 
lagung wählen müssen. 

 

Die Einzelveranlagung bringt wesentlich Ände- 
rungen im Gegensatz zur getrennten Veranlagung 
mit sich: 

 

� Sonderausgaben,  außergewöhnliche   Belas- 
tungen und Steuerermäßigungen können auf 
übereinstimmenden Antrag zur Hälfte den 
Ehegatten  zugeordnet werden. Wer  dies al- 
lerdings nicht zusätzlich beantragt, kann le- 
diglich die Ausgaben ansetzten, die von ihm 
wirtschaftlich tatsächlich getragen wurden. 

� Außerdem   wird  die  zumutbare   Belastung 
bei der Einzelveranlagung für jeden Steuer- 
pflichtigen getrennt berechnet. Vorher wurde 
der Gesamtbetrag der Einkünfte beider Part- 
ner als Bemessungsgrundlage herangezogen. 

Bisher war es möglich, die Wahl der Veranlagung 
nachträglich bis zur Verjährung der Steuerfestset- 
zung zu ändern. Ab dem Veranlagungszeitraum 
2013 ist eine nachträgliche Änderung der Veran- 
lagungsart nach Ablauf der Rechtsbehelfsfrist des 
Steuerbescheides nur noch erschwert möglich: 
 

Für einen Wechsel der Veranlagungsart muss die 
neue Steuerlast insgesamt geringer ausfallen als 
bei der anderen Veranlagungsalternative. Die 
Wahl der Veranlagungsart kann für Veranlagungs- 
zeiträume ab 2013 lediglich geändert werden, 
wenn der Steuerbescheid bei zusammenveranlag- 
ten Eheleuten oder ein Einkommensteuerbe- 
scheid bzw. beide Bescheide der einzelveranlagten 
Ehegatten  geändert oder berichtigt werden. Der 
Grund  der Änderung ist dabei unerheblich. Der 
Antrag auf eine Änderung bedarf der Zustim- 
mung beider Ehegatten. 
 

 
 
Wir werden bei der Erstellung der Steuererklä- 
rungen ab 2013 für Sie natürlich wie bisher prü- 
fen, welche Veranlagungsart die günstigere ist. 
 

 
 
Haben Sie Fragen – sprechen Sie uns an. 

Niklas Dittert – PHC-Team 
 

 
 

Für Ihre Notizen: 
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Nachweise für innergemein- 
schaftliche Lieferungen 

 
Lieferungen ins EU-Ausland sind 
grundsätzlich  umsatzsteuerfrei.  Es 
muss   jedoch   nachgewiesen  werden, 
dass die Lieferung tatsächlich ins EU- 
Ausland gelangt. 

 

Dafür hat der Gesetzgeber neue Re- 
gelungen in Form einer so genannten 
Gelangensbestätigung geschaffen. Die 
neue Gelangensbestätigung stellte die 
Praxis vor erhebliche Probleme, denn 
sie konnte vom Unternehmer erst aus- 
gestellt werden, wenn der Gegenstand 
tatsächlich ins EU-Ausland  gelangt 
war. Bis Ende 2011 wurde bei innerge- 
meinschaftlichen Lieferungen der Be- 
legnachweis in Abhängigkeit  von der 
Beförderung des Gegenstandes zum 
Abnehmer gestellt. Bei einer Abholung 
durch den Kunden konnte der Nach- 
weis des Gelangens des Gegenstandes 
in einen anderen Mitgliedstaat durch 
eine Bestätigung des Kunden geführt 
werden, dass der Gegenstand in einen 
anderen Mitgliedstaat transportiert 
würde. Nach heftiger Kritik der Wirt- 
schaft an der neuen Gelangensbestä- 
tigung hat der Gesetzgeber zunächst 
großzügige Übergangsregelungen er- 
lassen und jetzt die zugrunde liegende 
Verordnung über die Nachweispflich- 
ten noch einmal überarbeitet. 

 

Eine innergemeinschaftliche Lieferung 
kann nun entweder durch eine Gelan- 
gensbestätigung oder durch alternative 
Nachweise erfolgen. Die neue Verord- 
nung ist am 1. Oktober 2013 in Kraft 
getreten. 

 
 

Hinweis: 
Im  Prinzip  gelten  die  bisheri- 
gen Nachweise über die inner- 
gemeinschaftliche Lieferungen 
neben der neuen Gelangens- 
bestätigung weiter. Für bis zum 
31. Dezember 2013 ausgeführte 
innergemeinschaftliche Liefe- 
rungen beanstandet es die Fi- 
nanzverwaltung ohnehin nicht, 
wenn der beleg- und buchmäßi- 
ge Nachweis der Voraussetzun- 
gen  der  Steuerbefreiung  noch 
auf der Grundlage der Rechts- 
lage  bis   Ende   2011   geführt 

wird, z.B. durch einen Fracht- 
brief, ein Konnossement oder 
handelsübliche Belege wie die 
Spediteursbescheinigung oder 
Empfangsbescheinigung eines 
Postdienstleisters in Versen- 
dungsfällen. 
 
 
Das nun aktuell ergangene BMF- 
Schreiben enthält mehrere Muster- 
nachweise (auch zu den alternativen 
Nachweisen), so z.B. 
� Muster einer Gelangensbestätigung 

in Deutsch, Englisch und Franzö- 
sisch, 

� Muster  einer Spediteursbescheini- 
gung, 

� Muster  einer   Spediteursversiche- 
rung, 

� Muster    einer   EMCS-Eingangs- 
meldung (Excise Movement and 
Control System) für die Beförde- 
rung verbrauchssteuerpflichtiger 
Waren, 

� Muster der dritten Ausfertigung des 
vereinfachten Begleitdokuments bei 
Lieferung verbtauchsteuerpflichti- 
ger Waren vom Hauptzollamt. 

 

Wenn mit der Gelangensbestätigung 
gearbeitet wird, kann diese elektronisch 
eingeholt werden (etwa per E-Mail). 
Sie kann auch aus mehreren Dokumen- 
ten bestehen und als (elektronische) 
Sammelbestätigung ausgestellt werden. 
Umsätze können zu einem Quartal 
zusammengefasst werden. Für das An- 
kunftsdatum der Ware genügt es, den 
Monat anzugeben. Wird die Gelangen- 
sbestätigung per E-Mail übersandt, soll 
sie archiviert werden, um den Nachweis 
der Herkunft der Dokumente vollstän- 
dig führen zu können. Generell wird 
eine online übermittelte Gelangensbe- 
stätigung auch dann  anerkannt, wenn 
sie ausgedruckt aufbewahrt wird. 
 

Falls der vereinfachte Nachweis nicht 
erbracht werden kann, kann der Nach- 
weis auch mit allen anderen zulässigen 
Belegen  geführt  werden,  aus  denen 
sich das Gelangen an den Abnehmer 
nachvollziehbar und glaubhaft ergibt. 
Bestehen berechtigte Zweifel an der 
Richtigkeit der Angaben, die der Un- 
ternehmer nicht ausräumt, wird von der 

Steuerpflicht  der  innergemeinschaft- 
lichen Lieferung ausgegangen. Aller- 
dings ist die Lieferung trotz Mangels 
steuerfrei, wenn  zweifelsfrei feststeht, 
dass die Voraussetzungen der Steuer- 
freiheit (insbesondere das Gelangen des 
Liefergegenstands in das übrige Ge- 
meinschaftsgebiet) erfüllt sind. 
 

Hinweis: 
Für Lieferungen in Nicht-EU- 
Länder, sog. Ausfuhrlieferun- 
gen, steht in Deutschland für die 
elektronische Abwicklung das 
System ATLAS-Ausfuhr  zur 
Verfügung. Grundsätzlich dient 
das elektronisch übermittelte 
Dokument „Ausgangsvermerk“ 
als Belegnachweis. Bis zu einem 
Warenwert von 1.000 € kann die 
Ausfuhrlieferung auch durch ei- 
nen handelsüblichen Beleg (z.B. 
Rechnung, Lieferschein) geführt 
werden, auf dem die Grenzzoll- 
stelle mit ihrem Dienststempel 
die Ausfuhr bestätigt. 
 
 
Quelle: BMF-Schreiben vom 16. September 
2013, IV D 3 S 7141/13/10001, DB 2013 
S. 2120 
 
 
Alle Jahre wieder - Die steuer- 
liche Behandlung von Ge- 
schenken 
 
Weihnachten steht vor der Tür und 
anlässlich dieses Festes und dem bevor- 
stehenden  Jahreswechsel möchte  man 
seinen    Kunden,    Geschäftspartnern 
und Mitarbeitern für die erfolgreiche 
Zusammenarbeit  im  ausklingenden 
Jahr eine kleine Freude  bereiten. Bei 
der Zuwendung von Geschenken ist 
jedoch Vorsicht geboten. Damit sich 
nicht auch noch der Fiskus an Ihrem 
Gabentisch bedient, möchten wir im 
Folgenden die Möglichkeiten zeigen, 
wie Sie Ihren  Kunden und Mitarbei- 
tern Geschenke steuerneutral zukom- 
men lassen können. 
 
Geschenke an Kunden und Ge- 
schäftspartner 
Geschenke an Kunden oder Geschäfts- 
partner führen bei den Empfängern, 
sofern es sich dabei um Unternehmer 
oder  Freiberufler  handelt,  grundsätz- 



10 

Für Unternehmer und Unternehmen der KREISEL   4-2013 

 

 

 
 
 

lich zu Betriebseinnahmen. Der Emp- 
fänger des Geschenkes wäre also dazu 
verpflichtet, den gemeinen Wert  des 
Geschenkes im Rahmen seiner Ein- 
kommensteuererklärung als Betriebs- 
einnahme zu versteuern. Hierdurch be- 
kommt natürlich jedes noch so herzlich 
gemeinte Geschenk einen faden Beige- 
schmack. 

 
Pauschalierung der Einkommensteu- 
er durch den Schenker 
Damit der Beschenkte sich auch gänz- 
lich über das Präsent freuen kann, be- 
steht für den Schenker die Möglich- 
keit, die Einkommensteuer  mit einem 
pauschalen Steuersatz von 30 % abzu- 
gelten. Macht  der Schenker von die- 
ser Möglichkeit Gebrauch, muss der 
Beschenkte diese nicht mehr in seiner 
Einkommensteuererklärung angeben. 
Die Wahl  zur Pauschalbesteuerung 
kann der Schenker nur einheitlich für 
alle Sachzuwendungen, die innerhalb 
eines Kalenderjahres getätigt werden, 
treffen. Die Möglichkeit, dass die Zu- 
wendung an Geschäftsfreund A der 
Pauschalversteuerung    unterworfen 
wird und gleichzeitig für die Zuwen- 
dung an Geschäftsfreund B auf die 
Pauschalierung verzichtet wird, besteht 
nicht. Damit der Beschenkte die Sach- 
zuwendung auch tatsächlich nicht in 
seiner Einkommensteuererklärung an- 
geben muss, hat der Schenker ihn über 
die Anwendung der Pauschalversteue- 
rung zu unterrichten. Daher sollte dem 
Präsent auch noch ein entsprechendes 
Schreiben beigefügt werden, welches 
der Beschenkte im Falle eine Betriebs- 
prüfung vorlegen kann. Eine Nachsen- 
dung auf dem Postweg ist natürlich 
möglich. Eine  Pauschalversteuerung 
der Sachzuwendungen kann nicht vor- 
genommen werden, soweit die Aufwen- 
dungen je Empfänger oder die einzelne 
Zuwendung den Betrag von 10.000 € 
übersteigen. Berechnungsgrundlage für 
die pauschale Steuer ist der Bruttobe- 
trag der Zuwendung (Aufwendungen 
des Schenkers zuzüglich der Umsatz- 
steuer). 

 

Gänzlich steuerfrei können Sachzu- 
wendungen, deren Anschaffungskosten 
10 € nicht übersteigen (sog. Streuwer- 
beartikel) und Geschenke anlässlich 
eines besonderen persönlichen Ereig- 
nisses (z.B. Geburtstag  oder Firmen- 

jubiläum),  zugewendet  werden.  Hier 
sind Zuwendungen bis zu einer Höhe 
von 40 € begünstigt; diese sind auch 
vollumfänglich als Betriebsausgaben 
abziehbar. 
 
Begrenzung des Betriebsausgabenab- 
zugs beim Schenker 
Geschenke an Personen, die keine Ar- 
beitnehmer des Schenkers sind, können 
nur als Betriebsausgaben abgezogen 
werden, sofern die Aufwendungen je 
Empfänger den Gesamtbetrag von 35 
€ im Wirtschaftsjahr nicht überstei- 
gen. Hierbei ist zu beachten, dass der 
Betrag von 35 € eine Freigrenze und 
keinen Freibetrag darstellt. Wurde Ge- 
schäftsfreund A zu Ostern  bereits ein 
Geschenkkorb im Wert von 15 € zuge- 
wendet, darf der Wert der Flasche Wein 
zu Weihnachten 20 € nicht übersteigen, 
da ansonsten weder der Osterkorb noch 
das Weihnachtspräsent als Betriebsaus- 
gaben berücksichtigungsfähig sind. 
 

Ob die Umsatzsteuer bei der Bemes- 
sung der 35 €-Grenze zu berücksichti- 
gen ist, hängt davon ab, ob der Schen- 
ker zum Vorsteuerabzug berechtigt ist 
oder nicht. Bei einem zum Vorsteuer- 
abzug  berechtigten  Unternehmer   ist 
der  Nettobetrag  maßgebend,  da  hier 
die Vorsteuer keinen Aufwand darstellt. 
Bei einem nicht zum Vorsteuerabzug 
Berechtigten (z.B. Arzt oder Klein- 
unternehmer) ist der Bruttoaufwand 
entscheidend, da hier die Umsatzsteu- 
er den Gewinn mindert. Wird  die 35 
€-Grenze  überschritten,  ist  auch  ein 
Vorsteuerabzug ausgeschlossen. 
 
 
Hinweis: 
Die pauschale Einkommen- 
steuer ist vom Schenker in einer 
Lohnsteuer-Anmeldung anzu- 
melden und an das Finanzamt 
abzuführen. Haben Sie also 
Sachzuwendungen getätigt, für 
welche Sie die pauschale Be- 
steuerung  wünschen,  denken 
Sie daran, diese in Ihrer Jahres- 
lohnsteuermeldung bzw. Ihrer 
Lohnsteueranmeldung   für  das 
4. Quartal oder der für Dezem- 
ber zu berücksichtigen. Nehmen 
wir die Lohnsteueranmeldun- 
gen für Sie vor, teilen Sie uns 

die pauschal zu versteuernden 
Aufwendungen rechtzeitig mit, 
um eine Berichtigung der Lohn- 
steuermeldung und die hiermit 
verbunden Kosten zu vermeiden. 
Gleichzeitig möchten wir Sie da- 
rauf hinweisen, dass es momen- 
tan streitig ist, ob Geschenke, 
deren Wert zwischen 10 und 35 
€ liegt, in die Einkommensteu- 
erpauschalierung einzubeziehen 
sind. Hier ist ein Verfahren beim 
Bundesfinanzhof anhängig. Wir 
empfehlen gegen betroffene 
Lohnsteueranmeldungen bin- 
nen eines Monats nach Einrei- 
chung bei der Finanzverwaltung 
Einspruch einzulegen. Gerne er- 
ledigen wir dies für Sie. 
 
 
 
Geschenke und Sachzuwendungen 
an Arbeitnehmer 
Generell ist es möglich, Arbeitneh- 
mern Sachzuwendungen mit einem 
Wert von bis zu 44 € im Monat steu- 
er-  und  sozialversicherungsfrei zuzu- 
wenden. Hierbei spielt es keine Rolle, 
ob der Arbeitgeber seinem Arbeitneh- 
mer eine Sache (z.B. ein Buch), einen 
Warengutschein (z.B. Tankgutschein) 
oder etwa die Mitgliedschaft in einem 
Fitnessstudio zuwendet. Bei Gutschei- 
nen kommt  es nicht  mehr darauf an, 
ob diese eine bestimmte Sache oder 
Menge bezeichnen. So kann dem Ar- 
beitnehmer auch ein Einkaufsgutschein 
für Waren im Wert von 44 € ausgestellt 
werden. Schädlich ist es jedoch, wenn 
der Arbeitnehmer sich den Gegenwert 
des Gutscheins auszahlen lassen kann. 
In diesem Fall liegt steuerpflichtiger 
Barlohn vor. Möglich ist jedoch, dass 
Arbeitnehmer die Aufwendungen für 
einen Sachbezug „vorstrecken“ und sich 
später von Ihrem Arbeitgeber erstatten 
lassen. 
 

Beispiel: 
 
Der Arbeitnehmer A tankt monatlich für 
44 € an einer beliebigen Tankstelle. Er legt 
seinem Arbeitgeber die Tankquittung vor. 
Dieser erstattet  ihm den entsprechenden 
Betrag. 
 

Es ist ein Sachbezug gegeben, welcher die 
44 €-Grenze  nicht übersteigt und somit zu 
keinen steuerpflichtigen Einnahmen führt. 
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Soll dem Arbeitnehmer eine bestimmte 
Sache oder Dienstleistung zugewendet 
werden, deren Wert den monatlichen 
Betrag von 44 € übersteigt, kann durch 
die Zuzahlung des Arbeitnehmers eine 
Besteuerung des Sachbezuges vermie- 
den werden. 

 

Beispiel: 
 

Der Arbeitgeber  schließt  für seinen Ar- 
beitnehmer eine Mitgliedschaft in einem 
Fitnessclub ab. Der monatliche Mitglieds- 
beitrag beträgt 55 €. Der Arbeitnehmer 
leistet eine Zuzahlung von 11 €. 

 

Es ist ein steuerfreier Sachbezug gegeben, 
da nach Anrechnung der vom Arbeitneh- 
mer geleisteten Zuzahlung der vom Ar- 
beitgeber gewährte  geldwerte  Vorteil die 
44 €-Grenze nicht übersteigt. 

 
Neben dieser Freigrenze für Sachzu- 
wendungen kann der Arbeitgeber dem 
Arbeitnehmer oder seinen Angehö- 
rigen Aufmerksamkeiten aus Anlass 
eines besonderen persönlichen Ereig- 
nisses zukommen  lassen. Diese  Auf- 
merksamkeiten sind steuerfrei, sofern es 
sich um Sachleistungen handelt, deren 
Wert 40 € nicht übersteigen. 

 

Beispiel: 
 

Ein  Arbeitnehmer erhält  monatlich ei- 
nen Tankgutschein im Wert von 44 € von 
seinem  Arbeitgeber.  Anlässlich seines Ge- 
burtstages  überreicht  ihm sein Arbeitge- 
ber einen Blumenstrauß und eine Flasche 
Wein. Der Wert des Weines  und des Blu- 
menstraußes übersteigt die 40 € nicht. 

 

Sowohl  der  Tankgutschein   als  auch 
die Geburtstagspräsente können dem 
Arbeitnehmer steuerfrei überlassen 
werden, da es sich bei dem Tankgut- 
schein um eine Sachzuwendung han- 
delt, für welche die 44 €-Grenze nicht 
überschritten wurde und bei dem Blu- 
menstrauß  und der Flasche Wein  um 
Aufmerksamkeiten anlässlich eines 
besonderen Anlasses, deren Wert 40 € 
nicht übersteigt. 

 

Auch Geschenke im Rahmen einer 
Betriebsveranstaltung, wie einer Weih- 
nachtsfeier, fallen unter diese Regelung. 

 
Sachzuwendungen an Arbeitnehmer, 
deren Wert 44 € übersteigt 
Sachzuwendungen  an   Arbeitnehmer, 
deren  Wert  44  €  übersteigt,  können 

ebenfalls mit  einer pauschalen Lohn- 
steuer von 30 % abgegolten werden. 
Diese Abgeltung führt jedoch nicht zur 
Sozialversicherungsfreiheit. Bei besser- 
verdienenden Arbeitnehmern, die sich 
mit ihrem Einkommen im Bereich des 
Spitzensteuersatzes bewegen und somit 
auch über der Beitragsbemessungs- 
grenze für die Kranken- und Pflegever- 
sicherung sowie die der Renten-  und 
Arbeitslosenversicherung liegen, kann 
die Gewährung eines Sachbezuges 
dennoch eine Überlegung wert sein. 
 

Beispiel: 
 
Ein Arbeitnehmer (ledig, keine Kirchen- 
steuerpflicht)  hat einen vertraglich  ver- 
einbarten monatlichen Bruttoverdienst 
von 6.000 €. Aufgrund besonderer Leis- 
tungen wendet sein Arbeitgeber ihm eine 
Urlaubsreise  im Wert  von 3.000 € zu. 
Der Arbeitgeber kann die Lohnsteuer mit 
einem pauschalen Einkommensteuersatz 
von 30 % pauschalieren, wonach rd. 950 € 
(incl. Solidaritätszuschlag) an den Fiskus 
abzuführen sind. Zusätzliche Beiträge zur 
Sozialversicherung fallen nicht an, da die 
Beitragsbemessungsgrenzen überschritten 
sind. Würde die Prämie in Barlohn ausge- 
zahlt, müsste der Arbeitgeber ca. 1.330 € 
Lohnsteuer und Solidaritätszuschlag ein- 
behalten und an das Finanzamt abführen. 
 

Weiter besteht für den Arbeitgeber die 
Möglichkeit, PCs, Notebooks, Tablets 
und Smartphones an seine Arbeitneh- 
mer steuerfrei und auch zur privaten 
Nutzung  zu überlassen. Voraussetzung 
hierfür ist jedoch, dass die Geräte  im 
Eigentum des Arbeitgebers bleiben. 
Wenn die Geräte ins Eigentum des 
Arbeitnehmers übergehen sollen, kann 
die Lohnsteuer mit 25 % pauschaliert 
werden. Auch die Übernahme der Ein- 
richtungskosten eines Internetzugangs 
sowie die Übernahme der monatlichen 
Gebühren  (bis maximal 50  €)  durch 
den Arbeitgeber können mit 25 % pau- 
schal versteuert werden. 
 

Beispiel: 
 
Aufgrund ihrer guten Leistungen in der 
Berufsschule überlässt der Arbeitgeber sei- 
ner Auszubildenden ein Smartphone zur 
beruflichen und auch privaten Nutzung. 
Das Smartphone bleibt jedoch im Eigen- 
tum des Arbeitgebers und ist nach Ende des 
Ausbildungsverhältnisses  wieder an den 
Arbeitgeber zurückzugeben. Weiter schenkt 

ihr der Arbeitgeber ein Notebook im Wert 
von 1.000 € zu Weihnachten, welches die 
Auszubildende  auch nach ihrem Ausschei- 
den aus dem Betrieb behalten darf. 
 

Die Überlassung des Smartphones  ist steu- 
erfrei, für die Übereignung   des Laptops 
kann der Arbeitgeber pauschale Lohnsteu- 
er in Höhe von 250 € abführen. Durch die 
Steuerfreiheit bzw. die Pauschalversteue- 
rung tritt auch Freiheit in der Sozialver- 
sicherung ein. 
 
Rabattfreibetrag ausnutzen! 
Waren  und  Dienstleistungen  welche 
ein   Arbeitgeber   nicht   überwiegend 
für seine Arbeitnehmer herstellt oder 
vertreibt, kann er diesen bis zu einem 
Gesamtbetrag von 1.080 € pro Kalen- 
derjahr steuerfrei zuwenden. Die Wa- 
ren sind mit dem um 4 % geminderten 
Endpreis, den ein fremder Letztver- 
braucher für die Waren und Dienstleis- 
tungen zu zahlen hätte, zu bewerten. 
 

Beispiel: 
 
Ein Großhändler für Ski und Ski-Zube- 
hör schenkt seinem Arbeitnehmer ein paar 
neue Ski und Skischuhe. Ein dem Groß- 
händler am nächsten  gelegenes Kaufhaus 
bietet die Ski  und  Skischuhe  für einen 
Preis von 1.300 € an. Nach Minderung 
des Endpreises  und dem Abzug des Ra- 
battfreibetrages ist noch ein geldwerter 
Vorteil von 168 € zu versteuern  (1.300 
€ - 52 € [1.300 x 4%] - Rabattfreibetrag 
1.080 € = 168 €). 
 
 
Hinweis: 
Steuerfreie Sachzuwendungen 
oder Sachleistungen, die mit ei- 
nem pauschalen Steuersatz von 
25 % versteuert werden, können 
aufgrund der Freiheit in der So- 
zialversicherung auch Minijob- 
bern zugewendet werden, ohne 
dass die Geringfügigkeitsgrenze 
verletzt wird. Bei Pauschalver- 
steuerung mit 30 % besteht je- 
doch Sozialversicherungspflicht, 
so dass die 450 €-Grenze zu be- 
achten ist. 
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Für Unternehmer und Unternehmen der KREISEL   4-2013 

 

 

 
 
 

Für 2013 ist zwingend die 
E-Bilanz einzureichen! 

 
Das     Wirtschaftsjahr     2013     bzw. 
2013/2014 ist de facto das erste, für das 
die Übermittlung der Bilanz zwingend 
elektronisch  (E-Bilanz)   zu   erfolgen 
hat. Alle bilanzierenden Unternehmen 
müssen ihre Gewinn- und Verlustrech- 
nung und Bilanz elektronisch an das 
Finanzamt übermitteln. Für die Über- 
mittlung der jeweiligen Datensätze ist 
der international verbreitete XBRL- 
Standard zu verwenden (XBRL = eX- 
tensible Business Reporting Language) 

 
 

Hinweis: 
 

Ausgenommen von der E-Bi- 
lanz sind Unternehmen, die we- 
der nach dem HBG  noch nach 
anderen Rechtsvorschriften 
buchführungspflichtig sind und 
die ihren Gewinn durch eine 
Einnahme-Überschussrechnung 
ermitteln. Dieser Personenkreis 
gibt (elektronisch) eine Anlage 
EÜR ab. 

 
 

Offiziell dient die Umsetzung des Pro- 
jekts „E-Bilanz“ nachhaltig dem Bü- 
rokratieabbau und der Verwaltungs- 
vereinfachung. Dadurch  könnten  die 
Unternehmen  ihre steuerlichen Pflich- 
ten elektronisch und damit schnell, kos- 
tensparend und medienbruchfrei erfül- 
len, so das Bundesfinanzministerium. 

 

Man  darf jedoch nicht vergessen, dass 
die E-Bilanz die elektronische Weiter- 
verarbeitung von Daten, deren Abgleich 
im Zeitablauf sowie Betriebsvergleiche 
erleichtert und somit auch z.B. für ge- 
zielte  Nachforschungen   im   Rahmen 
von Betriebsprüfungen genutzt werden 
kann. 

 

Aus Sicht des Steuerpflichtigen kann 
sich aus der E-Bilanz (möglicherweise) 
auch ein Vorteil ergeben. Es ist denkbar, 
dass durch weitere (freiwillige) Angaben 
Rückfragen durch die Veranlagungsstel- 
le vermieden, eine möglichst günstige 
Risikoeinstufung durch das Finanzamt 
und   eine   zeitnahe   Steuerfestsetzung 
ohne Nachprüfungsvorbehalt erreicht 
werden können. Ob dies tatsächlich ein- 
tritt, bleibt abzuwarten. 

Zur Übermittlung der E-Bilanz hat die 
Finanzverwaltung Datenschemata vor- 
gegeben (sog. Taxonomie), die einzuhal- 
ten sind, sonst klappt die elektronische 
Übermittlung möglicherweise nicht. Es 
kann also zu Umstellungen in der Buch- 
führung kommen. Die technischen Er- 
fordernisse haben die Softwareanbieter 
i.d.R. umgesetzt. 
 
 
Hinweis: 
Aufgrund der vorgegebenen Ta- 
xonomie kommt es zum Teil zu 
neuen Differenzierungen. Even- 
tuell ist ein anders Buchungs- 
verhalten erforderlich. Deshalb 
hatten wir empfohlen, die An- 
passung  der   Buchführung   an 
die Erfordernisse der E-Bilanz 
bereits bis Ende 2012 vorzuneh- 
men, um 2013 bereits E-Bilanz- 
konform buchen zu können. Wir 
erfüllen gerne für Sie die neuen 
Anforderungen und unterstüt- 
zen Sie bei der Umsetzung der 
E-Bilanz. 
 
 
 
Gutschrift: Erforderliche 
Hinweise und Angaben in 
Rechnungen 
 
Durch das so genannte Amtshilfe- 
Richtlinienumsetzungsgesetz ergeben 
sich Änderungen hinsichtlich der er- 
forderlichen umsatzsteuerlichen Anga- 
ben in Rechnungen. Zu  Einzelfragen 
hat  sich  jetzt  die  Finanzverwaltung 
in einem Schreiben geäußert. Im We- 
sentlichen betrifft die Neuregelung die 
Ausstellung von Rechnungen von aus- 
ländischen Unternehmern im Inland, 
von inländischen Unternehmern im 
Ausland, Rechnungen bei der Umkehr 
der Steuerschuldnerschaft und Rech- 
nungen, bei denen der Unternehmer 
selbst über die empfangene Leistung 
abrechnet (Gutschrift). 
 
Rechnungen von nicht im Inland 
ansässigen Unternehmern 
Führt ein nicht im Inland, aber in einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäi- 
schen Union  ansässiger Unternehmer 
einen im Inland steuerbaren Umsatz 
aus, für  den  der  Leistungsempfänger 

der Steuerschuldner ist, so hat er eine 
Rechnung nach den Regelungen seines 
Herkunftslandes auszustellen, sofern er 
über die Leistung abrechnet. Rechnet 
jedoch der inländische Leistungsemp- 
fänger über die empfangene Leistung 
ab, so hat dieser eine Gutschrift  nach 
deutschem Recht zu erstellen. 
 

Gleiches gilt für deutsche Unterneh- 
mer, die in einem anderen Mitgliedstaat 
eine entsprechende Leistung erbringen. 
Hier ist der Unternehmer verpflichtet, 
eine Rechnung entsprechend den deut- 
schen Regelungen zu erstellen, sofern 
nicht der Leistungsempfänger abrech- 
net. 
 
Rechnungsangabe „Gutschrift“ 
Die   Pflichtangaben  in   Rechnungen 
sind um die Rechnungsangabe „Gut- 
schrift“ erweitert worden. Vereinbaren 
die Beteiligten, dass der Leistungs- 
empfänger über den Umsatz abrechnet, 
muss die Rechnung die Angabe „Gut- 
schrift“ enthalten. 
 

Diese Neuregelung schürte Befürchtun- 
gen, dass bei anderslautender Formu- 
lierung  der  Vorsteuerabzug gefährdet 
ist oder die Bezeichnung „Gutschrift“ 
auf einer Stornorechnung dazu führt, 
dass ein unberechtigter Steuerausweis 
gegeben ist, für den der Unternehmer 
den ausgewiesen Betrag schuldet. Die- 
se Problematik wird durch das neue 
BMF-Schreiben  jedoch  entschärft. 
Zwar ist gesetzlich vorgeschrieben, dass 
eine Gutschrift die Bezeichnung „Gut- 
schrift“ enthalten muss, darüber hinaus 
kommen jedoch auch Formulierungen 
in anderen Amtssprachen in Betracht 
(z.B. „Self-Billing“). Die  Verwendung 
eines anderen Begriffes entspricht laut 
BMF zwar nicht der gesetzlichen Neu- 
regelung, jedoch soll ein Vorsteuerab- 
zug nicht allein deshalb versagt werden, 
weil auf der Rechnung eine andere Be- 
zeichnung verwendet wird, solange die- 
se hinreichend und eindeutig ist (z.B. 
Eigenfaktura). 
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Für Unternehmer und Unternehmen 
 

 

 
 
 

Hinweis: 
Klargestellt wird auch, dass die 
im allgemeinen Sprachgebrauch 
bezeichnete Stornierung oder 
Korrektur der ursprünglichen 
Rechnung als Gutschrift (sog. 
kaufmännische Gutschrift) kei- 
ne Gutschrift im umsatzsteu- 
errechtlichen Sinne ist. Wird in 
einem solchen Dokument der 
Begriff „Gutschrift“ verwendet, 
obwohl keine Gutschrift im 
umsatzsteuerrechtlichen Sinne 
vorliegt, ist dies umsatzsteuer- 
lich  unbeachtlich.  Wird   über 
eine empfangene Leistung als 
auch über eine ausgeführte Leis- 
tung   gleichzeitig  abgerechnet, 
so muss das Dokument die Be- 
zeichnung Gutschrift enthalten. 
Weiter müssen die empfange- 
nen und erbrachten Leistungen 
klar getrennt aufgezählt werden. 
Eine Saldierung ist nicht zuläs- 
sig. 

 
 
 

Zeitpunkt der Rechnungsstellung 
Ist eine Verpflichtung zur Rechnungs- 
ausstellung gegeben, ist die Rechnung 
innerhalb von sechs Monaten nach 
Ausführung der Leistung auszustellen. 
Für innergemeinschaftliche Lieferun- 
gen und sonstige Leistungen wurde die 
Frist verkürzt. Hier ist eine Rechnung 
nun bis zum 15. des Folgemonats der 
Lieferung   bzw.  Leistungserbringung 
zu erstellen. Laut Aussage des BMF 
führt eine Nichteinhaltung dieser Frist 
jedoch zu keiner Ordnungswidrigkeit. 

Rechnungsangabe „Steuerschuldner- 
schaft des Leistungsempfängers“ 
Die bisherige Hinweispflicht auf die 
Steuerschuldnerschaft des Leistungs- 
empfängers wurde gesetzlich konkre- 
tisiert. Führt ein Unternehmer eine 
Leistung aus, für die der Leistungs- 
empfänger die Umsatzsteuer schuldet, 
so ist die Rechnungsangabe „Steuer- 
schuldnerschaft des Leistungsempfän- 
gers“ erforderlich. Alternativ kommen 
nur Formulierungen in einer anderen 
Amtssprache in Betracht. Eine andere 
Formulierung in deutscher Sprache ist 
indessen nicht zulässig. 
 
Rechnungsangaben bei Sonderrege- 
lungen 
Bei der Margenbesteuerung von Reise- 
leistungen muss die Angabe „Sonder- 
regelung für Reisebüros“ auf der Rech- 
nung vermerkt werden. Entsprechendes 
gilt in den Fällen der Differenzbesteue- 
rung („Gebrauchtgegenstände/Sonder- 
regelung“, „Kunstgegenstände/Sonder- 
regelung“ oder „Sammlungsstücke und 
Antiquitäten/Sonderregelung“). Der 
Rechnungsaussteller kann anstelle der 
deutschen Begriffe auch Formulierun- 
gen verwenden, die in anderen Amts- 
sprachen  für  die  Rechnungsangaben 
der jeweiligen Sprachfassung verwen- 
det werden. 

Hinweis: 
Das Schreiben der Finanzver- 
waltung lässt aufatmen, nimmt 
es  doch  die  Bedenken  ernst, 
dass die neuen Formulierungen 
im Umsatzsteuergesetz zu einer 
weiteren Bürokratisierung der 
ohnehin schon hohen Anforde- 
rungen an eine ordnungsgemäße 
Rechnung führen. Eine strenge 
Auslegung des umsatzsteuerli- 
chen Begriffs „Gutschrift“ hätte 
sicher zu zahlreichen gericht- 
liche Auseinandersetzungen 
zwischen Steuerpflichtigen und 
Finanzverwaltung geführt, was 
nicht im Sinne des Gesetzgebers 
sein kann. 
 
 
Quelle: BMF-Schreiben vom 25. Oktober 
2013, IV D 2 S 7280/12/10002, DStR 
2013 S. 2341 

 

 
Für Ihre Notizen: 
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Für Privatpersonen der KREISEL   4-2013 
 

 

 
 
 

Kindergeld: Erwerbstätigkeit 
im Auge behalten 

 
Die Einkünfte- und Bezügegrenze, die 
Eltern  volljähriger Kinder bislang im 
Auge behalten mussten, um nicht den 
Anspruch auf Kindergeld zu verlieren, 
wurde ab 2012 gestrichen. Die  Höhe 
des Verdienstes spielt bei volljährigen 
Kindern, die sich noch in Berufsausbil- 
dung befinden oder aus anderen Grün- 
den Anspruch auf Kindergeld haben, 
keine Rolle mehr. 

 
 

Hinweis: 
Ggf. sollte ein neuer Kinder- 
geldantrag gestellt werden. 

 
 

Nach Abschluss einer Berufsausbil- 
dung oder eines Studiums wird Kinder- 
geld nur noch gewährt, wenn das Kind 
keiner schädlichen Erwerbstätigkeit 
nachgeht. Schädlich ist eine Erwerbstä- 
tigkeit dann, wenn sie die überwiegen- 
de Zeit des Kindes in Anspruch nimmt. 
Davon geht man aus, wenn die Er- 
werbstätigkeit mehr als 20 Stunden in 
der Woche beträgt. Davon ausgenom- 
men sind Berufsausbildungsverhältnis- 
se sowie geringfügige und kurzfristige 
Beschäftigungen. 

 
 

Hinweis: 
Viele Kinder gehen in der Feri- 
enzeit bzw. in der vorlesungsfrei- 
en Zeit einem Ferienjob nach. 
Die zeitliche Begrenzung der 
Arbeitszeit auf 20 Wochenstun- 
den muss beachtet werden, wenn 

Nießbrauchserlass 
überarbeitet 
 
Die Finanzverwaltung hat ihren Nieß- 
brauchserlass unter Berücksichtigung 
neuerer BFH-Rechtspre-chung über- 
arbeitet. 
 

Einkünfte aus Vermietung und Ver- 
pachtung sind grundsätzlich demjeni- 
gen zuzurechnen, der Träger der Rechte 
und Pflichten eines Vermieters ist und 
durch die Überlassung eines Grund- 
stücks an andere ein Entgelt erhält. Ei- 
nem Nutzungsberechtigten (und nicht 
dem Eigentümer) sind bei Vermietung 
des Grundstücks die Einkünfte dann 
zuzurechnen, wenn ihm die volle Be- 
sitz- und Verwaltungsbefugnis zusteht, 
er die Nutzungen tatsächlich zieht, das 
Grundstück  in Besitz hat und es ver- 
waltet. 
 

Wird an einem Grundstück ein Nieß- 
brauch zugunsten eines nahen An- 
gehörigen bestellt, so können steuer- 
rechtliche Folgerungen nur gezogen 
werden, wenn ein bürgerlich-rechtlich 
wirksames Nutzungsrecht  besteht und 
die Beteiligten die zwischen ihnen ge- 
troffenen Vereinbarungen auch tatsäch- 
lich durchführen. An der tatsächlichen 
Durchführung fehlt es, wenn äußerlich 
alles beim Alten bleibt und etwa nur die 
Erträge an den Nutzungsberechtigten 
abgeführt werden. 
 

Räumen Eltern ihren minderjährigen 
Kindern einen Nießbrauch an einem 
Grundstück ein, ist in der Regel ein 
Ergänzungspfleger erforderlich, es sei 
denn, das Familiengericht hält die Be- 
stellung eines Pflegers für entbehrlich. 
Die   Anordnung   einer   Ergänzungs- 

Ist ein Nießbrauch entgeltlich bestellt, 
muss also der Nießbraucher für die 
Einräumung des Nießbrauches an den 
Eigentümer eine Zahlung leisten, und 
vermietet er das Objekt, so kann er die 
Zahlungen als Werbungskosten abzie- 
hen. Leistet er dabei eine Voraus- oder 
Einmalzahlung für einen Zeitraum von 
mehr als fünf Jahre, erfolgt eine gleich- 
mäßige Verteilung auf den Zeitraum, 
für den sie geleistet wird. Dies gilt auch, 
wenn es sich um ein lebenslängliches 
Nießbrauchsrecht handelt, sofern die 
mutmaßliche  Lebenserwartung  mehr 
als fünf Jahre beträgt. Dabei wird die 
statistische Lebenserwartung zugrunde 
gelegt. 
 

Die Übertragung eines Grundstücks 
gegen die Verpflichtung, dieses mit 
einem Wohngebäude zu bebauen und 
dem Übergeber ein Wohnrecht  darin 
zu bestellen, stellt aber keine Veräuße- 
rung eines Wohnrechtes dar, sondern 
eher ein Anschaffungsgeschäft beim 
Grundstück. 
 

Quelle: BMF-Schreiben vom 30. September 
2013, IV C 1 S 2253/07/10004, www. 
bundesfinanzministerium.de 
 
 
Für Ihre Notizen: 

sie bereits  eine  abgeschlossene 
Berufsausbildung oder ein abge- 
schlossenes Studium haben. Da- 
mit das Kindergeld nicht anteilig 
verloren geht, darf in höchstens 
zwei Monaten  im  Jahr die  20 
Stunden-Grenze  überschritten 
werden. Allerdings  muss  dann 
darauf geachtet werden, dass die- 
se Grenze im Jahresdurchschnitt 
wieder eingehalten wird. In den 
anderen   Monaten   des   Jahres 
muss daher die Erwerbstätigkeit 
zeitlich eingeschränkt oder ganz 
darauf verzichtet werden. 

pflegschaft  ist  nur  für  die  Bestellung,                                                                        
nicht für die Dauer des Nießbrauchs 
erforderlich. 
 

Hat  der  Nießbraucher  größeren  Er-                                                                         
haltungsaufwand auf mehrere Jahre 
verteilt und endet der Nießbrauch vor 
Ablauf des 5-Jahres-Zeitraumes (z.B. 
durch Tod des Nießbrauchers), darf der 
Nießbraucher den noch nicht berück- 
sichtigten Teil des Erhaltungsaufwands 
nur noch im Jahr der Beendigung des 
Nießbrauchs abziehen. Eine spätere 
Verteilung durch den Rechtsnachfolger 
ist ausgeschlossen. 

http://www/
http://www/
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Für Vereine 
 

 

 
 
 

Vergütungen an Ehren- 
amtliche und Übungsleiter 

 
Vergütungen an ehrenamtlich Tätige 
und Übungsleiter können jetzt noch 
geleistet werden, um die steuerlichen 
Freibeträge optimal zu nutzen. An 
Übungsleiter können ab 2013 pro Jahr 
2.400 € steuerfrei gezahlt werden, für 
alle anderen Ehrenamtlichen im Verein 
beträgt der Freibetrag 720 €. Daneben 
können auch Auslagen, z.B. nachgewie- 
sene Fahrt- und Telefonkosten, steuer- 
frei erstattet werden. 

 
 

Achtung: 
Vergütungen an ehrenamtliche 
Vorstände sind problematisch. 
Nur wenn die Satzung dies aus- 
drücklich erlaubt, dürfen auch 
Vereinsvorstände die Ehren- 
amtspauschale erhalten. Sonst 
droht der Entzug der Gemein- 
nützigkeit. 

 
 

Auch für Mitglieder des Vorstands ei- 
nes nicht gemeinnützigen Vereines/ 
Verbandes schreibt das BGB neuer- 
dings grundsätzlich die Unentgeltlich- 
keit dieser Tätigkeit vor. Von dieser 
gesetzlichen Vorgabe können Vereine/ 
Verbände nur aufgrund einer in der 
Satzung enthaltenen Vergütungsmög- 
lichkeit abweichen. Der Vorstand kann 
aber weiterhin wie ein Beauftragter Er- 
satz seiner Auslagen erhalten. 

Hinweis: 
Sofern der Vorstand nicht un- 
entgeltlich tätig ist, ist eine Sat- 
zungsänderung bis zum 1. Januar 
2015 erforderlich, damit Zah- 
lungen nicht rechtswidrig sind. 
 
 
Auch umsatzsteuerlich haben sich 
Änderungen ergeben: Zu Beginn des 
Jahres hat die Finanzverwaltung eine 
Klarstellung für die Angemessenheit 
von Entschädigungen im Rahmen 
ehrenamtlicher Tätigkeiten für um- 
satzsteuerliche Zwecke veröffentlicht. 
Sofern Zahlungen für ehrenamtliche 
Tätigkeiten nur in Auslagenersatz und 
einer angemessenen Entschädigung für 
Zeitversäumnis bestehen, sind diese 
nämlich umsatzsteuerfrei. Nun hat die 
Finanzverwaltung Dokumentations- 
pflichten und Vergütungshöchstgren- 
zen festgelegt. Als angemessener Betrag 
gelten nun 50 €/Tätigkeitsstunde sowie 
17.500 €/Jahr. 
 
 
Hinweis: 
Pauschale Vergütungen fallen 
grundsätzlich nicht unter die 
Steuerbefreiung. Jedoch ist die 
Zahlung solcher pauschaler Ver- 
gütungen unschädlich, wenn die 
Zahlungen gemäß Vertrag/Sat- 
zung oder Beschluss eines laut 
Satzung befugten Gremiums 
unter Angabe einer konkreten 
Anzahl   von  Tätigkeitsstunden 

pro Woche/Monat/Jahr geregelt 
sind und die o.g. Betragsgrenzen 
einhalten. Es soll aber insbeson- 
dere im Hinblick auf die gefor- 
derten Dokumentationspflich- 
ten eine erneute Überarbeitung 
des BMF-Schreibens erfolgen. 
Wir beraten Sie gerne. Sprechen 
Sie uns an. 
 
 
 
Zur Zulässigkeit der Block- 
wahl eines Vereinsvorstandes 
 
Das Oberlandesgericht Zweibrücken 
hat mit Beschluss vom 26.06.2013 (3 
W 41/13) entschieden, dass die Block- 
wahl eines Vereinsvorstandes nur  zu- 
lässig ist, wenn diese Blockwahl in der 
Satzung des Vereins ausdrücklich gere- 
gelt ist. Eine Satzungsdurchbrechung 
durch  Beschluss der  Mitglieder  z. B. 
per  Beschluss oder  Akklamation  auf 
der Mitgliederversammlung ist nicht 
rechtens. 



Merry Christmas der KREISEL   4-2013 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Stille Nacht, Heil‘ge Nacht. 
Alles ruht, einsam wacht…“ 

 

Das Singen der Weihnachtslieder  überlassen 
wir Ihnen dann doch gern selbst. 

 

Aber wir lassen es uns nicht  nehmen, 
Ihnen für eine erfolgreiche Zusammenarbeit 
im vergangenen Jahr zu danken und wünschen 
Ihnen ein frohes Fest, einen guten Rutsch ins 
Neue Jahr. 

 
 

Ihr PHC-Team und Sabine Feilbach 
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Merry Christmas 
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Für Ihre Notizen: 
nemannplatz 


